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Beschluss vom 29.06.2018 
 

Prüfung und Neugestaltung des Verfahrens zur Festlegung der Ferientermine 
 

Der Landeselternausschuss hat auf seiner Sitzung am 29. Juni 2018 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Landeselternausschuss fordert die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie auf, sich bei 
der nächsten Festlegung der Ferientermine in der Kultusministerkonferenz dafür einzusetzen, dass das 
bisherige Ferien- Rotationssystem grundsätzlich und grundlegend überprüft und neu ausgestaltet wird. 
Es steht im Widerspruch zur Idee von vergleichbaren Schulabschlüssen, insbesondere mit Blick auf den 
zentralen Abitur-Aufgabenpool, der die unterschiedlich langen Schulhalbjahre (vor allem in Q 3 und Q 4), 
die aus dem Rotationssystem resultieren, nicht berücksichtigt. Die derzeitige Ferienregelung lässt keine 
gerechte Gleichbehandlung aller Schülerinnen und Schüler in Deutschland bei zentralen Abschlussprü-
fungen erkennen. 
 
Wird an dem Rotationssystem in seiner jetzigen Form festgehalten, sollen auch Bayern und Baden-Würt-
temberg an dem rotierenden System der Sommerferien teilnehmen. Eine nachvollziehbare Begründung 
für die seit Jahrzehnten bestehende Ausnahmeregelung, die Ferien in Bayern und Baden-Württemberg 
traditionell immer erst Ende Juli/Anfang August beginnen zu lassen, ist nicht erkennbar. 
 
Auch die Ferienregelung beeinflusst die Vergleichbarkeit des Abiturs: Berliner Schüler und Schülerinnen 
dürfen nicht schlechter gestellt werden als Schülerinnen und Schüler im Süden Deutschlands. 
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